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§  18.    Die  verschiedenen  Ansichten  über  die 
Rechtsnatur  der  Reichsbank. 

Nach  §  12  B.  G.  i&  die  Reichsbank  eine  unter  Lei- 
tung und  Aufsicht  des  Reichs  stehende  Bank,  die  die 
Eigenschaften  einer  juristischen  Person  besitzt.  Ihr 
Grundkapital  \ü  jedoch  in  voller  Höhe  von  Privaten, 
den  Anteilseignern  aufgebracht  worden.  Die  Reichsbank 
hat  also  scheinbar  eine  Doppelnatur;  sieht  man  auf  das 
in  Anteile  zerlegte  Grundkapital,  so  i&  man  leicht 
geneigt,  die  Reichsbank  für  eine  der  Aktiengesellschaft 
ähnliche  Körperschaft  des  Privatrechts  zu  halten;  sieht 
man  dagegen  auf  ihre  Leitung  durch  das  Reich  und  ihre* 
öffentliche  Aufgabe,  so  gewinnt  man  die  Ueberzeugung, 
daß  sie  zu  den  öffentlich-rechtlichen  Anstalten  zu  zählen  istt. 

Als  Vorkämpfer  der  Gruppe,  die  die  Ansicht  ver- 
ficht, die  Reichsbank  entspreche  dem  Begriffe  der  Ak- 
tiengesellschaft, isl;  vor  allem  Laband  zu  nennen  (Staats- 
recht Bd.  III  S.  139  ff.).  Die  Aehnlichkeit  begründet  er 
in  folgender  Weise:  Auch  die  Reichsbank  habe  ein 
Grundkapital,  welches  für  die  Verbindlichkeiten  der 
Gesellschaft  hafte.  Die  Anteilseigner  dagegen  seien  von 
der  persönlichen  Haftung  für  die  Verbindlichkeiten  der 
Reichsbank  frei.  Sie  hätten  Anspruch  auf  Dividende, 
beteiligten  sich  durch  die  Generalversammlung  und  den 
Zentralausschuß  an  der  Verwaltung  und  erhielten  bei 
Auflösung  der  Bank  einen  großen  Teil  des  Vermögens, 
Alles,  was  für  einen  Aktienverein  wesentlich  sei,  finde 
sich  demnach  bei  der  Reichsbank  wieder.  An  der  Ge- 
sellschaft seien  das  Reich  und  die  Anteilseigner  beteiligt. 
Erslerem  stehe  ein  Anteil  am  Reingewinn  und  am  Re- 
servefonds, besonders  aber  die  Leitung  des  Betriebes 
zu.  Das  Reich  habe  alle  Rechte  inne,  die  dem  Vor- 
stande einer  Aktiengesellschaft  zukämen  und  dadurch 
jeden  Einfluß  der  Anteilseigner  auf  Ernennung  des  Vor- 
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Standes  und  der  Beamten  sowie  auf  Entlassung  derselben 
vollständig  ausgeschlossen.  Der  Reichskanzler  sei  der 
Direktor  der  Gesellschaft,  das  Reichsbankdirektorium 
sein  Büro.  Es  vertrete  den  Reichsfiskus  gegenüber  der 
Bank  und  anderseits  die  Bank  gegenüber  dem  Publikum. 
Diese  Funktionen  übe  das  Reich  innerhalb  der  Reichs- 
bank aus.  Außerdem  stehe  es  zur  Reichsbank  noch  in 
einem  öffentlich-rechtlichen  Verhältnis,  indem  es  durch 
das  Reichsbankkuratorium  Hoheitsrechte,  nämlich  die 
staatliche  Aufsicht  über  die  Bank  ausübe. 

Laband  muß  aber  zugeben  daß  die  Beteiligung  des 
Reichs  nach  allen  Seiten  hin  Abweichungen  von  dem 
sonst  für  die  Aktienvereine  geltenden  Recht  begründe. 
Das  Reich  habe  sich  bei  der  Reichsbank  eine  Stellung 
zugewiesen,  welche  bei  dem  nach  den  Vorschriften  des 
Handelsgesetzbuchs  konstituierten  Aktienvereinen  unmög- 
lich sei.  Dies  mache  die  Reichsbank  zu  einer  anormalen 
Rechtsschöpfung,  die  sich  zwar  dem  allgemeinen  Begriffe 
der  Aktienvereine  unterordne,  aber  im  ganzen  Bereiche 
des  Rechts  ihresgleichen  nicht  habe  (Laband  Bd.  III  S.  142.) 

Eine  ähnliche  Auffassung  vertreten :  Zorn  Bd.  II  S.  365; 
Otto  Mayer  Bd.  II  S.  443,  598,  61  1;  Meyer-Anschütz 
S.  717;  Jakoby  S.  409;  Haenel  Bd.  I  S.  686;  War- 
schauer S.  91,  104  usw. 

Einige  halten  die  Reichsbank  zwar  gleichfalls  für 
eine  Körperschaft,  zählen  sie  aber  wegen  der  wesentlich 
öffentlichen  Natur  ihrer  Aufgaben  und  der  Beteiligung 
des  Reichs  dem  öffentlichen  Recht  zu.  Hier  isl  haupt- 
sächlich Holder  S.  348  zu  nennen. 

Zum  Teil  werden  die  bisher  genannten  Schrittsteller 
den  über  das  Privatrecht  hinausgehenden  Momenten  im 
Aufbau  der  Reichsbank  dadurch  gerecht,  daß  sie  eine 
Trennung  zwischen  dem  Bankunternehmen  und  der  Bank- 
person vornehmen  und  das  Bankunternehmen  für  eine 


öffentliche  Anstalt  erklären,  die  aber  einer  juristischen 
Person  des  Privatrechts,  der  Kapitalgenossenschaft  der 
Anteilseigner  verliehen  sei  (z.  B.  Otto  Mayer  Bd.  II 
S.  443,  598,  611;  Schmidt  S.  77;  Gareis  S.  54;  Haenel 
Bd.  I  S.  686;  anscheinend  auch  Laband  Bd.  III  S.  149). 

Demgegenüber  rückt  die  andere  Hauptmeinung  die 
Beteiligung  des  Reichs  in  den  Vordergrund.  Ihre  An- 
hänger weisen  darauf  hin,  daß  die  Bank  vom  Reiche 
gegründet  sei,  von  ihm  geleitet  und  beaufsichtigt  werde 
und  in  erster  Linie  öffentlichen  Zwecken  diene,  während 
die  Anteilseigner  und  deren  Zwecke  hiergegen  völlig 
zurücktreten.  Aus  diesen  Gründen  erklären  sie  die 
Reichsbank  für  eine  Anstalt  des  öffentlichen  Rechts.  Von 
Vertretern  dieser  Auffassung  sind  hauptsächlich  zu  nen- 
nen: Gierke,  Deutsches  Privatrecht  Bd.  I  §§  50,  78; 
Rosin  S.  50  ff.;  Meurer  S.  73,  333;  Arndt  S.  262;  Dern- 
burg  Bd.  I  S.  190;  Koch,  Vorträge  S.  120  ff.  und  Ar- 
tikel Reichsbank  in  v.  Stengels  Wörterbuch;  Pörster- 
Eccius  S.  689;  Cattien  S.  29,  41,  68;  Hertel  S.  46; 
Brat  S.  1 1  ;  Eichmann  S.  23. 

Auch  das  Reichsgericht  hat  verschiedentlich  Anlaß 
gehabt,  sich  mit  der  rechtlichen  Natur  der  Reichsbank 
zu  befassen.  Sein  Standpunkt  ist  jedoch  kein  einheit- 
licher. In  den  Entscheidungen  Bd.  15  S.  230  ff,  und 
Bd..  36  S.  141  ff.  wird  erklärt,  die  Reichsbank  sei  nicht 
eine  Aktiengesellschaft,  sondern  ein  verfassungsmäßiges 
Organ,  ein  Institut  des  Reichs,  zu  dessen  öffentlich- 
rechtlichen Zwecken  sie  dient  und  betrieben  wird.  In 
Reichsgericht  Bd.  45  S.  123  ff.  heißt  es  dagegen,  die 
Reichsbank  sei  eine  Korporation  des  öffentlichen 
Rechts,  und  Reichsgericht  Bd.  53  S.  227  ff.  stellt  den 
Satz  auf,  die  Reichsbank  sei,  wenn  nicht  eine  Aktien- 
gesellschaft, so  doch  gewiss  ein  der  Aktiengesellschaft 
ähnlicher  Personenverein, 
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Wie  die  1915  erschienene  Schrift  Baumgarts  und 
deren  Besprechung  durch  den  Geheimen  Finanzrat  Dr. 
Springer  in  der  Juristischen  Wochenschrift  1916  S.  24, 
ferner  die  Abhandlung  von  Friedrichs,  Juristische  Per- 
sonen (1915)  und  der  1917  erschienene  zweite  Band  der 
neuen  Auflage  des  Deutschen  Verwaltungsrechts  yon 
Otto  Mayer  beweisen,  ist  bis  in  die  jüngste  Zeit. keine 
Einigung  in  der  Beurteilung  der  eigenartigen  Doppel- 
natur der  Reichsbank  erzielt  worden. 
§  19.  Der  Unterschied  zwischen  Körperschaft 
und  Anstalt. 

Um  die  richtige  Stellungnahme  in  dem  Streit  über 
die  rechtliche  Natur  der  Reichsbank  zu  finden,  ist  von 
den  juristischen  Personen  und  ihren  Arten  auszugehen. 
Daß  die  Preußische  Bank  und  ebenso  die  Reichsbank 
juristische  Personen  sind,  steht  fest  (Bankordnung  §  114 
und  Bankgesetz  §  12).  Es  ist  nur  zweifelhaft,  welcher 
Art  der  juristischen  Personen  sie  angehören. 

Alle  juristischen  Personen  werden  von  der  heutigen 
Wissenschaft  in  Körperschaften  und  Anstalten  eingeteilt. 
Das  allgemeine  Landrecht  machte  allerdings  noch  kei- 
nen genauen  Unterschied  zwischen  Körperschaften  und 
Anstalten.  Daher  sind  auch  noch  in  Artikel  32  der 
Verfassungsurkunde  für  den  Preußischen  Staat  unter 
den  Körperschaften  auch  die  Stiftungen  zu  verstehen 
(Anschütz,  Verfassungsurkunde  Bd.  I  S.  535,  548;  Frie- 
drichs, Juristische  Personen  S.  3).  Die  später  üblich 
werdende  Zweiteilung  hat  aber,  worauf  besonders  Hub- 
rich  hingewiesen  hat  (z,  B.  in  Qruchot  Bd.  62  S.  27), 
schon  im  Allgemeinen  Landrecht  einen  bedeutsamen 
Vorläufer.  Die  im  Allgemeinen  Landrecht  vorkommen- 
den moralischen  Personen  der  Korporationen  (Gemeinen), 
der  öffentlichen  Anstalten,  der  einzelnen  Familien,  der 
Vormündermehrheiten  (Kuratorenmehrheiten),  des  Staates 
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(Fiskus)  lassen  sich  deutlich  in  zwei  verschiedene  Grup- 
pen sondern,  und  zwar  nach  dem  Gesichtspunkte,  ob 
der  Personifikation  der  moralischen  Person  eine  zu  maß- 
geblicher Beschlußfassung  in  Bezug  auf  den  Fundamental- 
zweck der  moralischen  Person  befähigte  Gesellschafts- 
bildung zugrunde  liegt  oder  nicht:  „Korporation"  oder 
„öffentliche  Anstalt'*  ist  also  die  Parole"  (Hubrich  in 
Gruchot  Bd.  62  S.  27).  Auch  das  Bürgerliche  Gesetz- 
buch bedient  sich  dieser  Unterscheidung;  es  teilt  die 
juristischen  Personen  des  Privatrechts  in  Vereine  und 
Stiftungen,  die  juristischen  Personen  des  öffentlichen 
Rechts  in  Körperschaften,  Stiftungen  und  Anstalten  des 
öffentlichen  Rechts  ein  (§§  21,  80,  89  BGB.).  Die  Be- 
griffe Anstalt  und  Stiftung  schließen  sich  nicht  aus,  viel- 
mehr ist  die  Anstalt  eine  Unterart  der  Stiftung,  nämlich 
eine  solche,  bei  der  das  Vermögen  nicht  nur  in  Geld, 
sondern  auch  dem  Namen  entsprechend,  in  sonstigen 
Veranstaltungen,  wie  in  Häusern,  Anlagen  u.  dgl.  be- 
steht (vgl.  Beutler  S.  34).  Die  Stiftungen  und  Anstal- 
ten stehen  also  beide  den  Körperschaften  gegenüber. 
Der  Unterschied  besteht  in  der  Verschiedenartigkeit  des 
die  juristische  Person  beherrschenden  Willens.  Das  be- 
lebende Prinzip  der  Körperschaft  ist  ein  .gemeinsamer 
Wille  der  Genossen,  ihre  Grundlage  notwendig  eine  Perso- 
nengemeinschaft. Die  Körperschaft  entsteht  also  regel- 
mäßig durch  ihre  Mitglieder  oder,  kürzer  ausgedrückt,  aus 
sich  selbst  (Hertel  S.  15).  Stiftung  durch  einen  Dritten 
hebt  allerdings  den  Gesellschaftsbegriff  nicht  notwendig 
auf,  derartige  Fälle  sind  jedoch  Ausnahmen  und  sollen 
später  noch  besprochen  werden.  Die  Anstalt  entsteht 
dagegen  dadurch,  daß  eine  Person  zugunsten  eines  be- 
stimmten Zweckes  einen  Teil  ihres  Willens  abzweigt, 
ihm  eine  geeignete  Verfassung  oder  Organisation  ver- 
leiht und  ihn  auf  diese  Weise  verselbständigt.  Das  be- 


—    6  — 


lebende  Prinzip  der  Anstalt  ist  daher  ein  individualisierter 
Teilwille  (Qienke  in  Holtzendorffs  Rechtslexikon  Bd.  11 
S.  422).  Die  Anstalt  empfängt  ihr  Dasein  aus  einer 
außerhalb  ihrer  Persönlichkeit  liegenden  Quelle,  sie  ent- 
steht durch  eine  dritte  ihr  fremde  Person,  nicht  aber 
aus  sich  selbst  (Rosin  S.  48;  Hertel  S.  16). 

Nicht  nur  die  Entstehung,  sondern  auch  die  Organi- 
sation zeigt  wesentliche  Unterschiede:  bei  der  Körper- 
schaft sind  die  Mitglieder  die  Willensbildner  und  Wil- 
lensträger. Sie  bestimmen,  wie  die  Verwaltung  des 
Verbandes  zur  Verfolgung  ihrer  eigenen  Zwecke  geführt 
werden  soll.  Sie  erwählen  die  Organe  und  beeinflussen 
deren  Geschäftsführung.  In  den  Beschlüssen  und  An- 
ordnungen der  Körperschaft  und  ihrer  Organe  kommt 
also  der  Wille  ihrer  Mitglieder  zum  Ausdruck.  Die 
Körperschaft  ist  befugt,  ihre  Satzungen  selbst  zu  bestim- 
men und  sie  auch  zu  ändern,  sowie  ihre  Angelegen- 
heiten selbst  zu  verwalten.  Das  Hauptorgan  des  körper- 
schaftlichen Lebens  ist  die  Mitgliederversammlung.  In  ihr 
wird  der  Körperschaftswille  durch  Abstimmung  ermittelt. 
Da  die  Mitgliederversammlung  nur  in  bestimmten  Zwi- 
schenräumen zusammentreten  kann,  bedarf  die  Körper- 
schaft zur  Führung  der  laufenden  Geschäfte  eines  aus  einer 
beschränkten  Zahl  von  Personen  bestehenden  Vorstandes. 
Der  Vorstand  wird  von  der  Mitgliederversammlung  ge- 
wählt und  kann  von  ihr  wieder  abgesetzt  werden.  Er 
ist  verpflichtet,  die  Geschäfte  im  Rahmen  der  allgemeinen 
Vereinsbeschlüsse  zu  führen.  Die  maßgebende  oberste 
Instanz  bei  der  Körperschaft  ist  also  die  Gesamtheit 
der  Mitglieder. 

Die  Anstalt  dagegen,  dit  keine  Mitglieder  hat,  kann 
sich  auch  keine  Organe  bestellen.  Diese  werden  viel- 
mehr vom  Stifter  ernannt,  von  ihm  wird  zugleich  die 
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Art  bestimmt,  in  der  sie  für  die  Zukunft  berufen  wer- 
den sollen.  Die  Organe  sind  in  ihren  Entschlüssen 
nicht  frei,  sondern  an  den  in  den  Anstaltssatzungen 
festgelegten  Zweck  gebunden,  den  sie  nicht  verändern 
dürfen.  Während  die  Körperschaft  sich  selbst  regiert 
und  sich  ihren  Zweck  setzt,  wird  die  Anstalt  von  dem 
von  außen  in  sie  hineingepflanzten  Willen  beherrscht. 

Auch  die  Bedingungen  der  Endigung  sind  für  Körper- 
schaft und  Anstalt  verschieden,  Die  Körperschaft  kann 
jederzeit  ihre  Auflösung  beschließen,  die  Anstalt  vermag 
dies  nicht,  selbst  ihr  Stifter  kann  nur  dann,  wenn  er 
eine  entsprechende  Bestimmung  in  die  Satzungen  auf- 
genommen hat,  die  Auflösung  der  Anstalt  herbeiführen. 

Im  Rechtsleben  erscheinen  die  Gebilde  nicht  immer 
in  reiner  Form,  sondern  sind  vielfach  mit  Elementen 
anderer  Gebilde  vermischt  In  solchen  Fällen  ist  maß- 
gebend, ob  nach  der  ganzen  Entwickelung  und  Gestalt- 
ung der  Organisation  das  in  dem  immanenten  Willen 
liegende  Selbstverwaltungsmoment  vorwiegt  (Gierke,  Ge- 
nossenschaftsrecht Bd.  II  S.  974;  Rosin  S.  48;  Otto  Mayer 
Bd.  II  S.  608). .  Bei  genauer  Betrachtung  wird  es  sich 
stets  herausstellen,  daß  nicht  eine  gleichartige  Verbin- 
dung körperschaftlicher  und  anstaltlicher  Elemente  vor- 
liegt, sondern  daß  der  eine  Typus  überwiegt.  Dieser  ist 
dann  für  den  Rechtscharakter  der  Person  maßgebend 
(vgl.  Motive  zum  BGB.  Bd.  I  S.  80).  Es  gibt  z.  B. 
Anstalten,  die  einen  Personenverband  aufweisen,  aber 
wegen  der  Transzendenz  des  belebenden  Willens  der 
Selbstbestimmung  entbehren.  Daher  gehören  z.  B.  die 
dem  preußischen  Gesetze  von  1843  entstammenden  Was- 
sergenossenschaften, obgleich  ihnen  im  Reskript  des 
Ministers  vom  10.  November  1851  Korporationsrechte 
beigelegt  sind,  zu  den  Anstalten,  da  sie  umfassender 
staatlicher  Einwirkung,  die  jede  Selbstverwaltung  aus- 


schließt,  unterliegen.  Eine  königliche  Kabinettsorder  ruft 
sie  nach  Feststellung  des  Bedürfnisses  ins  Leben;  diese 
Order  oktroyiert  ihnen  die  Verfassung  auf;  nur  eine 
Königliche  Kabinettsorder  kann  sie  ändern  oder  aufhe- 
ben; ihr  Vereinsvorstand  wird  „im  wesentlichen  als  Staats- 
organ" betrachtet  und  behandelt  (Rosin  S.  79 —80;  Beut- 
ler S.  35  36).  Ebenso  gibt  es  öffentliche  Genossen- 
schaften, z.  B.  die  Waldgenossenschaften,  die  ihre  Ent- 
stehung nicht  dem  Willen  der  Genossen  verdanken,  son- 
dern dem  Willen  des  Staats  oder  eines  andern  politischen 
Verbandes,  deren  Auflösung  auch  nicht  von  den  Mit- 
gliedern, sondern  nur  von  dem  gründenden  Verbände 
oder  der  Aufsichtsbehörde  beschlossen  werden  kann 
(Beutler  S.  35).  In  diesem  Zusammenhange  sind  auch 
die  preußischen  Universitäten  zu  nennen,  Obwohl  sie 
vom  Staate  gestiftet  worden  sind,  sind  sie,  wie  insbe- 
sondere Hubrich  nachgewiesen  hat  (z.  B.  Archiv  für 
öffentl.  Recht  1918;  Gruchot  Bd.  62  S.  26,  41,  43), 
echte  öffentlich-rechtliche  Korporationen  mit  Selbstver- 
waltunosbefugnissen.  Der  Stifter  hat  sie  zwar  ins  Le- 
ben gerufen,  aber  mit  dem  Rechte  der  Selbstverwaltung 
ausgestaltet.  Auf  diese  Weise  ist  eine  gesellschaftliche 
d.  h.  durch  frei  gewollten,  vertragsmäßigen  Anschluß 
der  Beteiligten  entstandene  Verbindung  von  „lehrenden 
und  lernenden  Mitgliedern"  entstanden. 

Ferner  ist  es  möglich,  daß  eine  Gesellschaft  in  ge- 
wissem Umfange  auf  ihr  Verwaltungsrecht  verzichtet. 
Dies  war  z.  B.  bei  den  noch  zu  besprechenden  privaten 
Eisenbahngesellschaften  der  Fall,  die  die  Verwaltung  teil- 
weise auf  den  Staat  übertrugen.  In  solchen  Fällen  muß 
aber  immer  noch  ein  gewisses  Maß  von  Selbstbestim- 
mung übrig  bleiben,  anderenfalls  wird  die  Körperschaft 
zu  einer  Anstalt.  Entscheidend  ist  nicht  ein  einzelnes 
Merkmal,  sondern  stets  das  Gesamtbild. 
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§  20.    Die  Aktiengesellschaft  ist  eine  Kapital- 
genossenschaft mit  freiem  Bestimmungsrecht 
der  Mitglieder. 

Die  Aktiengesellschaft,  mit  der  die  Reichsbank  von 
verschiedenen  Schriftstellern  verglichen  wird,  isl;  eine 
Körperschaft.  Während  ihre  Ausgestaltung  im  einzelnen 
gewechselt  hat,  sind  die  obersten  Grundsätze  dieselben 
geblieben.  Es  genügt  daher,  den  Begriff  der  Aktienge- 
sellschaft auf  Qrund  der  Bestimmungen  des  jetzigen 
Handelsgesetzbuchs  festzustellen. 

Die  Vorschriften  des  Handelsgesetzbuchs  über  die 
Aktiengesellschaften  beginnen  §  178  folgendermaßen: 
„Die  sämtlichen  Gesellschafter  der  Aktiengesellschaft 
sind  mit  Einlagen  auf  das  in  Aktien  zerlegte  Grundka- 
pital der  Gesellschaft  beteiligt,  ohne  persönlich  für  deren 
Verbindlichkeiten  zu  haften.44 

Dieser  Paragraph  soll  aber  keine  erschöpfende  Be- 
griffsbestimmung enthalten.  Nicht  jede  Vereinigung,  bei 
der  die  oben  genannten  Merkmale  vorhanden  sind,  ist 
eine  Aktiengesellschaft,  vielmehr  ist  erforderlich,  daß 
auch  die  anderen,  in  den  folgenden  Paragraphen  aufge- 
stellten Erfordernisse  erfüllt  sind.  Auf  dem  in  Teile 
zerlegte  Grundkapital  ist  die  Aktiengesellschaft  vom  Ge- 
setz in  der  Weise  aufgebaut,  daß  den  Aktionären,  die 
das  Kapital  gegeben  haben,  umfassende  Rechte  verliehen 
sind  mittels  deren  sie  in  bestimmender  Weise  auf  die 
Gestaltung  der  Körperschaft  einwirken  können  Die  Or- 
gane der  Aktiengesellschaft  sind  die  Generalversamm- 
lung, der  Vorstand  und  der  Aufsichtsrat.  Die  General- 
versammlung ist  das  entscheidende  Organ.  Sie  wählt 
den  Aufsichtsrat  und  regelmäßig  auch  den  Vorstand 
und  beherrscht  durch  diesen  Einfluß  auf  die  Bestellung 
der  Organe  die  ganze  Leitung  der  Gesellschaft.  Eine 
Ernennung  der  Organe  durch  andere  von  der  General- 
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Versammlung  unabhängige  Faktoren  ist  nicht  möglich. 
Die  Versammlung  kann  sämtlichen  Angestellten  ihre 
Tätigkeit  genau  vorschreiben  und  den  Vorstand  durch 
Ordnungsstrafen  zur  Befolgung  ihrer  Anordnungen  zwin- 
gen. Ferner  hat  Sie  ein  unverzichtbares  Recht,  Vor- 
stand und  Aufsichtsrat  jederzeit  ohne  Angaben  von 
Gründen  zu  entlassen.  Unter  gewissen  Voraussetzungen 
können  die  Aktionäre  jederzeit  die  Einberufung  einer 
Generalversammlung  beantragen.  Die  Zuständigkeit  der 
Versammlung  ist  nicht  beschränkt,  sondern  kann  sich 
grundsätzlich  auf  alle  Angelegenheiten  der  Gesellschaft 
erstrecken.  Die  Generalversammlung  ist  also  ein  sou- 
veränes Körperschaftsorgan,  die  Auktionäre  üben  durch 
ihre  Teilnahme  und  Abstimmung  in  der  Generalversamm- 
lung ihr  oberstes  gesellschaftliches  Herrschaftsrecht,  das 
eigentliche  Aktionärrecht  aus  (Beutler  S.  44). 

Das  genossenschaftliche  Prinzip  der  Aktiengesellschaft 
trittt  noch  deutlicher  in  den  sogenannten  Minderheits- 
rechten einer  Aktionärfraktion  sowie  dem  Anfechtungs- 
recht der  einzelnen  Aktionäre  zu  Tage.  Da  die  Körper- 
schaft auf  den  Willen  der  Genossen  gestellt  ist,  soll 
auch  einer  Minderheit,  ja  sogar  einem  einzelnen  Mit- 
gliede  die  Möglichkeit  gewährt  werden,  ihren  Willen 
der  Gesamtheit  entgegenzuhalten.  Demgemäß  ist  der 
Aktionärfraktion,  die  zusammen  mindestens  den  20.  Teil 
des  Grundkapitals  auf  sich  vereinigt,  durch  §  254  HGB. 
das  l^echt  verliehen,  die  Berufung  einer  Generalver- 
sammlung sowie  eine  bestimmte  Tagesordnung  für  sie 
zu  verlangen.  Wird  dem  Verlangen  nicht  entsprochen, 
so  kann  das  Gericht  die  Aktionärfraktion  zur  Berufung 
der  Versammlung  ermächtigen.  Weitere  Minderheits- 
rechte sind  das  Recht,  die  Bestellung  von  Revisoren  zu 
verlangen  (HGB.  §  266)  sowie  das  Ersatzklagerecht 
(HGB.  §  268).     Ferner    hat  jeder  ei  zelne  Aktionär 
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nach  §  271  HGB.  die  Befugnis,  Beschlüsse  der  General- 
versammlung wegen  Verletzung  des  Gesetzes  oder  des 
Gesellschaftsvertrages  im  Wege  der  Klage  anzufechten. 
§  21.  Die  Reichsbank  entspricht  nicht  dem  Be- 
griffe der  Aktiengesellschaft. 

Die  Organisation  der  Reichsbank  ist  demgegenüber 
nach  ganz  anderen  Grundsätzen  geregelt.  Allerdings 
bestehen  manche  Aehnlichkeiten:  die  Reichsbank  besitzt 
ebenso  wie  die  Aktiengesellschaft  ein  in  Anteile  zerleg- 
tes Grundkapital.  Die  Anteilseigner  sind  nur  mit  ihren 
Anteilen  beteilig!,  ohne  persönlich  für  die  Verbindlich- 
keiten der  Bank  zu  haften  (B.  G.  §  23).  Auch  die 
Organisation  ist,  soweit  die  Vereinigung  der  Anteils- 
eigner in  Betracht  kommt,  äußerlich  in  ähnlicher  Weise 
wie  die  der  Aktiengesellschaft  gestaltet.  Es  besteht 
eine  Generalversammlung  der  Anteilseigner.  Zur  stän- 
digen Vertretung  gegenüber  der  Bankverwaltung  dient 
der  Zentralausschuß,  dessen  Mitglieder  von  der  General- 
versammlung aus  der  Zahl  der  Anteilseigner  gewählt 
werden.  Zur  fortlaufenden  Kontrolle  erwählt  der  Zen- 
tralausschuß mehrere  Deputierte,  ferner  erhalten  die 
Anteilseigner  eine  Dividende.  Soweit  es  sich  um  solche 
äußerlichen  Aehnlichkeiten  handelt,  ist,  soweit  das  Bank- 
gesetz keine  abweichenden  Bestimmungen  trifft,  selbst- 
verständlich eine  analoge  Anwendung  der  entsprechenden 
Vorschriften  des  Handelsgesetzbuchs  zulässig.  Eine  all- 
gemeine Analogie  ist  aber  ausgeschlossen,  denn  den 
erwähnten  Aehnlichkeiten  stehen  ganz  erhebliche  Unter- 
schiede gegenüber : 

Zunächst  war  der  Hergang  der  Gründung  ganz  ver- 
schieden. Während  die  Gründung  der  Aktiengesellschaft 
auf  gegenseitiger  Uebereinkunft  beruht  und  die  Gründer 
Personen  sein  müssen,  die  Aktien  übernehmen,  ist  die 
Reichsbank  durch  das  Reich  ins  Leben  gerufen  worden 
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also  durch  einen  Willen,  der  außerhalb  des  Verbandes 
der  Anteilseigner  steht.  Den  Eintritt  der  Anteilseigner 
in  die  vom  Reich  im  Bankgesetz  und  im  Statut  nieder- 
gelegten Bestimmungen  kann  man  nicht  als  den  Ab- 
schluß eines  Aktiengesellschaftsvertrages  ansehen,  denn 
das  Reich  hat  keine  Anteile  übernommen,  es  hat  auch 
nicht  die  Preußische  Bank  als  Einlage  hingegeben,  son- 
dern hat  für  die  Uebertragung  des  Vermögens  der 
Preußischen  Bank  eine  entsprechende  Zahlung  aus  dem 
Kapital  der  Reichsbank  erhalten.  Die  Anteilseigner  ha- 
ben allein  das  Grundkapital  aufgebracht.  Das  Reich  ist 
zwar  am  Gewinn  beteiligt,  aber  nicht  Mitglied  der  Reichs- 
bank bezw.  des  Kreises  der  Anteilseigner  geworden. 
Mit  der  Eigenart  der  Gründung  hängt  zusammen,  daß 
die  Reichsbank  auch  von  der  Eintragung  in  das  Handels- 
register befreit  worden  ist  (B.  G.  §  66).  Bei  der  Preu- 
ßischen Bank  lagen  die  Verhältnisse  insofern  anders, 
als  nur  ein  Teil  des  Kapitals  von  privater  Seite,  der 
Rest  vom  Staate  aufgebracht  wurde.  Die  Abweichende 
Art  der  Gründung  hat  aber  nicht  notwendig  eine  ver- 
schiedene rechtliche  Beurteilung  beider  Banken  zur  Folge. 
Aus  den  Gründungsvorgängen  allein  kann  noch  nicht 
gefolgert  werden,  daß  die  Preußische  Bank  oder  die 
Reichsbank  dem  Begriffe  der  Aktiengesellschaft  enspricht 
oder  nicht.  Wie  im  §  19  am  Beispiel  der  Wasserge- 
nossenschaften und  Universitäten  dargelegt  wurde,  ist 
es  an  sich  sehr  wohl  möglich,  daß  eine  ohne  den  Willen 
der  Mitglieder  geschaffene  Organisation  sich  dennoch 
als  eine  Körperschaft  darstellt,  weil  die  Vereinigung  zwar 
durch  einen  fremden  Willen  begründet,  ihre  Verfassung 
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aber  in  einer  Weise  ausgestaltet  ist,  daß  das  weitere 
Schicksal  der  Vereinigung  in  die  Hände  der  Mitglieder 
gelegt  ist.  Auch  die  Befreiung  von  der  Registereintra- 
gung ist  nichts  wesentliches,  denn  die  Offenlegung  aller 
wichtigen  Verhältnisse,  die  bei  der  Aktiengesellschaft 
des  Handelsgesetzbuchs  durch  das  Register  erreicht  wird, 
geschieht  bei  der  Preußischen  Bank  und  der  Reichsbank 
durch  die  in  Gesetzesform  erlassenen  Verfassungen  bei- 
der Banken. 

Es  muß  demnach  auf  die  Organisation  näher  einge- 
gangen werden.  Entscheidend  ist  hier,  daß  sowohl  bei  der 
Preußischen  Bank  als  auch  bei  der  Reichsbank  die 
Vertretungen  der  Anteilseigner  ganz  erheblich  geringere 
Befugnisse  haben  als  die  entsprechenden  Organe  der 
Aktiengesellschaft.  Es  fehlen  ihnen  durchaus  die  weit- 
gehenden Rechte,  die  ihnen  als  Organe  einer  Körper- 
schaft zustehen  müßten.  Bei  der  Gründung  der  Reichs- 
bank wurde  die  Organisation  der  Preußischen  Bank  im 
wesentlichen  beibehalten.  Es  genügt  daher,  die  Ver- 
fassung der  Reichsbank  bei  der  folgenden  Betrachtung 
zugrunde  zu  legen: 

Die  Generalversammlung  der  Reichsbank  empfängt 
jährlich  den  Verwaltungsbericht  nebst  der  Bilanz  und 
Gewinnberechnung  und  wählt  die  Mitglieder  des  Zen- 
tralausschusses. Ferner  soll  sie  befragt  werden,  wenn 
das  Grundkapital  erhöht  oder  das  Statut  geändert  wer- 
den soll.  Beschlüsse  kann  sie  jedoch  hierüber  nur  fas- 
sen, wenn  dieser  Gegenstand  bei  der  Berufung  der 
Generalversammlung  erwähnt  worden  ist.  Da  die  Ver- 
sammlung vom  Reichskanzler  berufen  wird,  so  hängt 
die  Aenderung  des  Statuts  vom  Reiche  ab.  Ferner  tre- 
ten durch  die  Beschlüsse  der  Versammlung  die  Aender- 
ungen  nicht  etwa  sofort  ein,  vielmehr  ist  zur  Aenderung 
des  Bankgesetzes  ein  Gesetz,  zur  Aenderung  des  Statuts 


ein  Gesetz  oder  eine  kaiserliche  Verordnung  erforderlich. 
Die  Generalversammlung  hat  also  auch  hier  nicht  die 
letzte  Entscheidung.  Im  Gegenteil  isl  das  Statut  schon 
wiederholt  ohne  jede  Mitwirkung  der  Anteilseigner  auf 
Grund  des  §  40  B.  G.  durch  Kaiserliche  Verordnung 
im  Einvernehmen  mit  dem  Bundesrat  geändert  worden 
(vgl.  Koch,  Vorträge  S.  128  Anm.  17).  Ebenso  hat  der 
Zentralausschuß  keine  erhebliche  Bedeutung.  Ihm  steht 
allerdings  ein  gewisses  Kontrollrecht  über  die  Geschäfts- 
tätigkeit der  Bank  zu  und  er  hat  insofern  einige  Aehn- 
lichkeit  mit  dem  Aufsichtsrat  einer  Aktiengesellschaft. 
Diese  Befugnisse  sind  aber  nur  gering,  insbesondere 
kann  er  nicht  jederzeit  vom  Direktorium  Berichterstat- 
tung über  die  einzelnen  Angelegenheiten  verlangen. 
Nach  dem  Gesetz  ist  es  dem  Direktorium  bei  den 
meisten  Angelegenheiten  freigestellt,  wann  es  den  Zen- 
tralausschuß befragen  will,  und  dieser  hat  in  der  Regel 
nur  eine  beratende  Stimme,  sodaö  das  Direktorium  sich 
nach  seinem  Gutachten  nicht  zu  richten  braucht  Die 
Anteilseigner  und  der  ZentralausschuQ  haben  daher  im 
ganzen  auf  die  Verwaltung  der  Reichsbank  keinen  Ein- 
fluß; der  Einfluß  des  Zentralausschusses  beschränkt  sich 
in  der  Hauptsache  auf  gute  Winke,  die  unter  Umständen 
sehr  nützlich  sein  können  (vgl.  die  Erklärungen  der 
Regierungsvertreter  in  der  Reichstagskommission:  Steno- 
graphische Berichte  über  die  Verhandlungen  des  Reichs- 
tags, 7.  Legislaturperiode,  5.  Session  1889/90  Bd.  III 
Anlagen  S.  587).  Die  wichtigsten  Entscheidungen  im 
Betriebe  der  Reichsbank  werden  durch  Staatsbeamten- 
kollegien getroffen,  auf  deren  Berufung  den  privaten 
Anteilseignern  kein  Einfluß  eingeräumt  ist.  Die  Leitung 
der  Reichsbank  liegt  in  den  Händen  des  Reichskanzlers 
und  des  Reichsbankdirektoriums.  Der  Kaiser,  der  Bun- 
desrat, der  Reichskanzler  und  in  dessen  Vertretung  der 
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Reichsbankpräsident  stellen  die  Beamten  der  Reichsbank 
an.  Alle  Organe  und  Angestellten  der  Bank  befinden 
sich  also  in  fast  völliger  Unabhängigkeit  von  den  An- 
teilseignern. Die  Errichtung  von  Zweiganstalten  liegt 
lediglich  im  Ermessen  der  Bankverwaltung.  Gemäß  ihrer 
öffentlichen  Aufgaben  muß  diese  unter  Umständen  selbst 
solche  Niederlassungen  errichten,  die  an  sich  unrentabel 
sind.  Ferner  muß  sie,  wenn  es  im  öffentlichen  Interesse 
geboten  erscheint,  Geschäfte  (z.  B.  Ooldankäufe,  Auf- 
kauf von  Mark  im  neutralen  Auslände)  abschließen,  die 
kaum  die  Spesen  decken  oder  sogar  verlustreich  sind. 
Den  Aktionären  steht  hiergegen  kein  Einspruchsrecht 
zu.  Bei  einer  Aktiengesellschaft  dagegen  wäre  ein  der- 
artiges Verfahren  der  Leitung  gegen  den  Willen  der 
Aktionäre  unzulässig  und  würde  den  Vorstand  schadens- 
ersatzpflichtig machen, 

Warschauer  (Conrads  Jahrbücher  1904  Bd  27  S.  476) 
wendet  ein,  dem  Reiche  stehe  allerdings  die  Oberleitung 
des  Unternehmens  zu  und  es  habe  das  Recht  der  Be- 
amten e  rn  e  n  n u n g ;  dieses  Verhältnis  komme  aber  in  ähn- 
licher Weise  auch  bei  sonstigen  Aktiengesellschaften 
vor:  auch  die  Deutsche  Bank  werde  sich  bei  allen  den- 
jenigen Provinzalinstituten,  die  unter  ihrer  Oberleitung 
stehen,  wahrscheinlich  das  Recht  vorbehalten  haben, 
die  Direktoren  und  die  sonstigen  leitenden  Beamten  zu 
ernennen.  Trotzdem  könne  nicht  behauptet  werden, 
daß  der  schlesische  Bankverein  oder  die  Bergisch  Mär- 
kische Bank  keine  Aktiengesellschaften  seien.  Hierauf 
ist  zu  erwidern,  daß  die  beherrschende  Stellung  der 
Deutschen  Bank  und  ähnlicher  großer  Unternehmungen 
darauf  zurückzuführen  ist,  daß  sie  von  zahlreichen  un- 
ter ihrer  Leitung  stehenden    Instituten    mehr  als  die 
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Hälfte  der  Aktien  besitzen.  Sobald  sich  ihr  Aktienbe- 
sitz unter  50  %  des  Grundkapitals  vermindert,  kann  ihr 
Einfluß  durch  eine  sich  gegen  sie  erhebende  Mehrheit 
gebrochen  werden. 

Laband  (Bd.  III  S.  143)  beruft  sich  darauf,  daß  bei 
den  Eisenbahnaktiengesellschaften,  die  ihren  Betrieb  an 
den  Staat  verpachtet  und  die  Verwaltung  ihm  tibertragen 
haben,  auch  eine  von  den  Aktionären  unabhängige  Di- 
rektion besteht,  die  vom  Staate  eingesetzt  wird.  Hier 
haben  die  Aktionäre  auf  einige  ihrer  Rechte,  insbeson- 
dere das  Verwaltungsrecht  verzichtet,  was  in  gewissen 
Grenzen  unbedenklich  zulässig  ist. 

Bei  der  Reichsbank  liegen  die  Verhältnisse  wesent- 
lich anders.  Hier  verdankt  das  Reich  seine  beherrschen- 
de Stellung  nicht  einem  großen  Aktienbesitz  oder  der 
Tatsache,  daß  die  Aktionäre  auf  die  Ausübung  ihrer 
Rechte  verzichtet  haben,  sondern  sie  steht  ihm  zu  kraft 
der  positiven  Bestimmungen  des  Bankgesetzes.  Ein  so 
weitgehender  und  dauernder  Vorbehalt  für  das  Reich 
oder  Verzicht  der  Anteilseigner,  wie  er  hier  vorliegen 
müßte,  ist  auch  mit  der  Natur  einer  Körperschaft  unver- 
einbar und  verwandelt  sie  in  eine  Anstalt. 

Bei  den  Reichsbankanteilseignern  kann  deshalb  über- 
haupt nicht  von  einer  Mitgliedschaft  gesprochen  werden. 
Der  Reichsbankanteil  begründet  nicht  die  wichtigen  per« 
sonenrechtlichen  Rechte  und  Pflichten,  die  mit  dem  Be- 
sitz einer  Aktie  verknüpft  sind,  sondern  ist  fast  zu  einem 
bloßen  Forderungsrecht  herabgesunken.  Es  ist  daher 
unstatthaft,  den  Reichsbankanteil  einer  Aktie  gleichzu- 
stellen. Das  Bankgesetz  hat  auch  mit  Absicht  den 
Ausdruck  „Aktie"  vermieden  und  dafür  die  Bezeichnung 
, »Anteil4'  gewählt. 

Nicht  nur  in  personenrechtlicher,  sondern  auch  in 
vermögensrechtlicher  Beziehung  bestehen  wichtige  Un- 
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terschiede:  Bei  der  Aktiengesellschaft  dürfen  Zinsen  in 
bestimmter  Höhe  für  die  Aktionäre  weder  bedungen 
noch  ihnen  ausgezahlt  werden.  Es  darf  nur  dasjenige 
unter  sie  verteilt  werden,  was  sich  nach  der  jährlichen 
Bilanz  als  Reingewinn  ergibt  (HOB.  §  215).  Die  Anteils- 
eigner der  Reichsbank  erhalten  dagegen  gemäß  §  24  B.  Q. 
aus  dem  beim  Jahresabschlüsse  sich  ergebenen  Rein- 
gewinn zunächst  eine  ordentliche  Dividende  von  6  i2  /o. 
Erreicht  der  Reingewinn  nicht  volle  31/«  %  des  Grund- 
kapitals, so  ist  das  Fehlende  aus  dem  Reservefonds  zu 
ergänzen.  Den  Anteilseignern  ist  daher  mehr  als  eine 
von  dem  Gewinn  abhängige  Dividende,  nämlich  eine 
feststehende  Verzinsung  zugesagt,  solange  der  Reserve- 
fonds reicht.  Eine  derartige  Entnahme  ist  bei  einer 
Aktiengesellschaft  verboten,  bei  ihr  dient  der  Reserve- 
fonds nach  §  262  HGB.  lediglich  zur  Deckung  von 
Verlusten.  Die  Reichsbankanteilseigner  sind  also  vor 
den  Mitgliedern  einer  Aktiengesellschaft  in  dieser  Be- 
ziehung bevorzugt  Andererseits  sind  sie  schlechter  ge- 
stellt als  diese,  denn  während  die  Aktionäre  den  erziel- 
ten Gewinn  in  voller  Höhe  erhalten,  müssen  die  An- 
teilseigner der  Reichsbank  den  Gewinn  mit  dem  Reiche 
teilen,  obwohl  dieses  keine  Anteile  besitzt.  Auch  im 
Falle  einer  Auflösung  der  Reichsbank  hat  das  Reich 
die  Hälfte  des  Reservefonds  für  sich  zu  beanspruchen. 
Ferner  hat  nur  das  Reich  die  Macht,  die  Reichsbank 
aufzulösen  oder  ihre  Zeitdauer  zu  verlängern.  Den  An- 
teilseignern ist  es  infolge  von  §  41  B.  G.  nicht  möglich, 
selbst  mit  Einstimmigkeit,  die  Bank  aufzulösen.  Für 
eine  Aktiengesellschaft  bildet  es  dagegen  nach  §  292 
Ziffer  2  HGB.  ein  wesentliches  Erfordernis,  daß  sie  durch 
Beschluß  der  Aktionäre  aufgelöst  werden  kann. 

Daß  die  Reichsbank  keine  Aktiengesellschaft  des 
Handelsrechts  sein  kann,  ergibt  schon  daraus,  daß 


—    18  _ 


sie  im  Bankgesetz  und  Statut  eine  besondere  er- 
schöpfende Regelung  gefunden  hat.  Wäre  die  Regierung 
von  der  entgegengesetzten  Unterstellung  ausgegangen,  so 
hätte  sie  die  Reichsbank  von  dem  größten  Teil  der  Be- 
stimmungen des  Handelsgesetzbuchs  über  Aktiengesell- 
schaften ausdrücklich  ausnehmen  müssen.  Sie  hat  dies 
aber  nicht  getan,  sondern  durch  die  ganze  Konstruktion 
der  Bestimmungen  des  Bankgesetzes  ausgesprochen,  daß 
die  Reichsbank  keine  Aktiengesellschaft  sein  soll.  Als 
der  Abgeordnete  Dr.  Römer  bei  der  Beratung  des  §  23 
B.  G.  die  Frage  aufwarf,  ob  die  Reichsbank  eine  Ak- 
tiengesellschaft sei  oder  nicht  und  die  Aufnahme  einer 
dieser  Zweifel  beseitigenden  positiven  Bestimmung  ver- 
langte, wurde  die  Notwendigkeit  einer  solchen  Bestimm- 
ung vom  Präsidenten  des  Reichskanzleramts,  Staatsmini- 
ster Dr.  Delbrück  aus  den  eben  erwähnten  Gründen 
verneint  (Stenopraph.  Berichte  1874/75  Bd.  II  S.  1354). 

Die  Reichsbank  entspricht  auch  nicht  dem  weiteren 
Begriffe  einer  Aktiengesellschaft,  denn  diese  ist  eine  Kör- 
perschaft, der  Reichsbank  fehlen  dagegen  die  wichtigsten 
Merkmale  einer  solchen.  Mögen  die  abweichenden  Merk- 
male, für  sich  allein  betrachtet,  auch  nicht  hindern,  die 
Reichsbank  als  eine  Aktiengesellschaft  anzusehen,  so 
ergeben  sie  doch  in  ihrer  Gesamtheit,  daß  die  Reichs- 
bank keine  Körperschaft  ist.  Insbesondere  hat  sie  kein 
aus  Mitgliedern  bestehendes  souveränes  Organ;  die  so- 
genannte Generalversammlung  kann  als  solches  nicht 
angesehen  werden.  Die  Anteilseigner  haben  zwar  mit 
Rücksicht  darauf,  daß  sie  das  Kapital  hergegeben  haben, 
einige  Rechte  erhalten,  diese  sind  aber  nur  verschwin- 
dend gering. 

§  22.    Die  Reichsbank  ist  eine  Anstalt  mit  eini- 
gen körperschaftlichen  Elementen. 
Die  Reichsbank  ist  vielmehr  eine  Anstalt,  und  zwar 
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eine  Anstalt  des  Reichs.  Die  im  §  19  erörterten  Be- 
griffsmerkmale der  Anstalt  treffen  auf  sie  zu.  Ihr  Wille 
und  ihr  Zweck  ist  nicht  der  Qemeinwille  und  Qemein- 
zweck  einer  verbundenen  Personenmehrheit,  sondern  ist 
ihr  von  außen  gesetzt  und  beherrscht  sie.  Der  trans- 
zendente Wille  des  Reichs  rief  sie  ins  Leben,  schließt 
die  Selbstbestimmung  der  Anteilseigner  aus  und  beherrscht 
ihre  Organisation.  Die  privaten  Anteilseigner  haben  zwar 
durch  ihre  Einlagen  die  Reichsbank  ebenso  wie  seiner- 
zeit die  Preußische  Bank  betriebsfähig  gemacht,  ihr 
aber  nicht  das  Dasein  gegeben,  Die  Organisation  der 
Reichsbank  war  vorhanden,  ehe  noch  das  Privatkapital 
zur  Beteiligung  herangezogen  wurde  (Hertel  S.  35)  Die 
Beteiligung  der  privaten  Anteilseigner  und  ihre  allerdings 
geringe  Einwirkung  auf  den  Betrieb  ist  zwar  ein  kör- 
perschaftliches Element,  aber  nur  ein  sekundäres.  Man 
wollte  die  Reichsbank  auf  Privatkapital  gründen  und 
wählte,  um  die  Haftung  auf  die  Einlage  zu  beschränken, 
die  Form,  das  Grundkapital,  ähnlich  wie  dies  bei  der 
Aktiengesellschaft  der  Fall  ist,  in  Anteile  zu  zerlegen. 
Im  übrigen  erhielten  die  Anteilseigner  aber  nicht  die 
Stellung  von  Aktionären.  Man  kann  daher  die  Reichs- 
bank nicht  als  Aktiengesellschaft,  sondern  höchstens  als 
öffentliche  Anstalt  auf  Aktien  bezeichnen.  Das  Aktien- 
prinzip ist  hier  nur  äußerlich  vorhanden  und  tritt  im 
wesentlichen  nur  in  der  Zerlegung  in  Anteile  und  in  der 
Haftungsbeschränkung  in  Erscheinung,  Abweichend  von 
der  Aktiengesellschaft  wurde  die  Reichsbank  nicht 
als  Kapitalgenossenschaft  organisiert,  sondern  trotz  der 
Beteiligung  des  Privatkapitals  ist  in  ihr  ebenso  wie  in 
der  Preußischen  Bank  der  Wille  des  Reichs  maßgebend 
geblieben.    Die  Anteilseigner  spielen  im  wesentlichen 
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eine  passive  Rolle,  indem  nämlich  ihr  Kapital  für  die 
öffentlichen  Zwecke  der  Reichsbank  nutzbar  gemacht 
wurde.  Umgekehrt  wie  bei  manchen  Körperschaften, 
z.  B.  den  privaten  Eisenbahngesellschaften,  die  Verfol- 
gung eines  öffentlichen  Zwecks  als  Mittel  benutzt  wurde, 
um  den  Erwerbszweck  der  Mitglieder  zu  fördern,  ist  bei 
der  Reichsbank  das  Erwerbsinteresse  der  Anteilseigner 
in  den  Dienst  der  von  der  Reichsbank  verfolgten  Ziele 
gestellt  und  sind  den  Anteilseignern  dafür  bestimmte 
Personen-  und  Vermögensrechte  zugesprochen  worden. 
Die  privaten  Eisenbahnaktiengesellschaften  verfolgen 
durch  den  Betrieb  ihrer  Bahn  zwar  auch  öffentliche 
Interessen,  ihre  Gründung  wurde  aber  vom  Staate  Pri- 
vatleuten überlassen  und  geschah  in  den  Formen  des 
Handelsrechts. 

Wie  die  Betrachtung  gezeigt  hat,  überwiegen  also 
bei  der  Reichsbank  die  anstaltlichen  Elemente  bei  weitem. 
Die  Anteilseigner  der  Reichsbank  sind  nicht  Mitglieder 
einer  Körperschaft  sondern  Organe  einer  Anstalt.  Ihre 
Organstellung  ist  bedingt  durch  das  Eigentum  an  einem 
Reichsbankanteilschein,  einem  Wertpapier.  Hieraus  er- 
gibt sich  ein  wesentlicher  Unterschied  von  der  Organ- 
trägerschaft des  Reichs.  Das  Reich  ist  Organ  der 
Reichsbank  geworden,  um  die  Anstalt  zu  verwalten  und 
die  Durchführung  seines  im  Bankgesetz  und  Statut  nie- 
dergelegten Willens  zu  sichern.  Bei  den  Anteilseignern 
tritt  das  sozialrechtliche  Moment  in  den  Hintergrund. 
Ihre  Organträgerschaft  ist  auf  ihre  Kapitalbeteiligung 
zurückzuführen,  ist  also  nicht  der  Anstalt  willen  ge- 
schaffen, sondern  mit  Rücksicht  auf  die  infolge  der  Ka- 
pitaleinlage gewährten  anstaltlichen  Sonderrechte,  ins- 
besondere auf  den  Anteil  am  Gewinn.  Die  Konstruktion 
solcher  von  Cattien  (S.  46  ff.)  eingehend  besprochenen 
anstaltlichen  Sonderrechte  wird  der  Stellung  und  den 
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Bedürfnissen  der  Anteilseigner  völlig  gerecht.  Der  An- 
nahme eines  besonderen  mit  den  Anteilseignern  ge- 
schlossenen Renten-  oder  ähnlichen  Vertrages  bedarf  es 
daher  nicht  (für  einen  Rentenvertrag  Beutler  S.  195). 
Ebenso  ist  die  Sellung  der  Anteilseigner  bei  der  Preu- 
ßischen Bank  zu  beurteilen. 

§  23.  Die  juristischen  Personen  des  Privatrechts 
und  des  öffentlichen  Rechts. 

Nachdem  wir  festgestellt  haben,  daß  die  Reichsbank 
eine  Anstalt  darstellt,  ist  weiter  zu  untersuchen,  ob 
diese  Anstalt  dem  privaten  oder  dem  öffentlichen  Recht 
angehört.  Das  öffentliche  Recht  ist  zum  größten  Teile 
Landesrecht.  Nur  für  die  Reichsbank  kommt  Reichsrecht, 
für  die  Preußische  Bank  preußisches  Recht  in  Frage. 
Da  wissenschaftliche,  theoretische  Begriffe  außerhalb  der 
einzelnen  Rechtsordnungen  stehen  und  sich  nur 
durch  wissenschaftliche  Um-  und  Fortbildung,  nicht  aber 
infolge  des  Wechsels  der  Gesetze  ändern,  ist  es  mög- 
lich, für  die  öffentlichen  Körperschaften  bezw.  Anstalten 
ein  einheitliches  für  Reichs-  und  Landesrecht  gleiches 
Begriffsmerkmal  zu  finden.  Die  Verschiedenheit  des 
Rechts  äußert  sich  nur  in  sofern,  als  dieses  darüber 
entscheidet,  ob  die  Anstalt  im  Einzelfall  das  gefundene 
Merkmal  aufweist  (Schuler  S.  14/15).  Worin  das  unter- 
scheidende Merkmal  besteht,  ist  lebhaft  bestritten. 

Die  verschiedenen  Meinungen  lassen  sich  auf  zwei 
Grundgedanken  zurückführen.  Entweder  erklärt  man  die 
der  Körperschaft  bezw.  Anstalt  zur  Erreichung  ihrer 
Zwecke  gewährten  Mittel  für  maßgebend  oder  man 
läßt  die  Zwecke  selbst  den  öffentlich-rechtlichen  Charak- 
ter bestimmen.  Eine  dritte  Ansicht  geht  von  der  Er- 
wägung aus,  daß  weder  Mittel  noch  Zweck  einseitig, 
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sondern  nur  in  ihrem  Ineinandergreifen  zu  berücksich- 
tigen seien  (Schuler  S.  16/18).  Einige  Schriftsteller 
machen  die  Unterscheidung  davon  abhängig,  ob  ein 
Zwang  zur  Mitgliedschaft  besteht.  Dies  kann  aber  nicht 
maßgebend  sein,  denn  die  Zwangsmitgliedschaft  fehlt  bei 
manchen  zweifellos  öffentlichen  Korporationen,  z.  B.  ist 
der  Austritt  aus  der  Kirche  gesetzlich  gewährleistet. 

Enneccerus  (§  1121)  u.  a.  legen  Wert  darauf,  ob 
die  juristische  Person  durch  Staatsakt  begründet  oder 
durch  Frivatrechtsgeschäft  geschaffen  worden  ist.  Auch 
dieses  Merkmal  ist  zu  äußerlich.  Es  trifft  zwar  im  all- 
gemeinen zu,  daß  die  durch  Staatsakt  begründeten  ju- 
ristischen Personen  solche  öffentlichen  Rechts  sind,  da- 
gegen brauchen  nicht  alle  auf  einem  Privatrechtsgeschäft 
beruhenden  privatrechtlich  zu  sein.  Ebenso  müßte  es 
hiernach  einen  Unterschied  begründen,  ob  der  Staat 
bestimmte  juristische  Personen  selbst  gründet,  oder  für 
sie  ein  System  von  Normativbestimmungen  schafft,  auf 
Grund  deren  sie  dann  durch  einzelne  Privatwillensakte  ins 
Leben  gerufen  werden. 

Ebenso  kann  auch  nicht  schon  der  Umstand  als 
Beweis  der  Öffentlich-rechtlichen  Natur  einer  juristischen 
Person  angesehen  werden,  daß  der  Staat  ihr  besondere 
Vorrechte  verliehen  hat.  Eine  Körperschaft  ist  nicht 
wegen  ihrer  Privilegien  öffentlich,  sondern  wegen  ihres 
öffentlichen  Charakters  ist  sie  priveligiert.  Aber  eini- 
ge Privilegien  beweisen  noch  nicht,  daß  der  Staat  die 
Zwecke  für  so  wichtig  hält,  daß  er  der  Körperschaft 
zugleich  öffentlichen  Charakter  verleiht. 

Dem  Privileg  entspricht  regelmäßig  eine  das  gewöhn- 
liche Maß  übersteigende  Staatsaufsicht.  Deren  Zweck 
ist,  Machtübergriffe  der  Körperschaft  zu  verhindern  und 
die  Erfüllung  der  körperschaftlichen  Zwecke  zu  sichern. 
Die  Aufsicht  ist  im  wesentlichen  eine  Folge  der  Privi- 
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legierung.  Wo  sie  unabhängig  davon  besteht,  bekundet 
die  Aufsicht,  daß  der  Staat  sich  an  der  Erfüllung  der 
körperschaftlichen  Zwecke  für  persönlich  interessiert  hält 
und  darum  die  Körperschaft  erhalten  und  fördern  will. 
Dann  liegt  also  ein  tieferer  Gedanke  zugrunde,  nämlich 
die  Anerkennung  der  körperschaftlichen  bezw.  anstalt- 
lichen Zwecke  durch  den  Staat  (Schuler  S.  31). 

Rosin  kommt  in  seinem  Werk  „Das  Recht  der  öffent- 
lichen Genossenschaft"  S.  49  zu  dem  Ergebnis:  Öffent- 
liche Anstalt  ist  diejenige,  welche  dem  Staate  zur  Er- 
füllung ihres  Zwecks  kraft  öffentlichen  Rechts  verpflichtet 
ist."  Aber  auch  Rosin  trifft  in  seinen  scharfsinnigen 
Darlegungen  nicht  ganz  den  Kern  der  Sache,  denn  eine 
solche  Zweckerfüllungspflicht  besteht  in  gewissem  Sinne 
sowohl  für  Vereine  als  auch  für  Stiftungen  des  privaten 
Rechts;  denn  nach  §  43  BGB.  können  bestimmte  Ver- 
fehlungen gegen  den  Zweck  zum  Einschreiten  der  staat- 
lichen Behörden  führen,  bei  den  Stiftungen  ist  durch 
§  85  BGB.  ein  allgemeines  staatliches  Leitungsrecht  zu- 
gelassen. Nach  Allgemeinem  Landrecht  konnte  jede 
Körperschaft  von  Aufsichts  wegen  zur  Erfüllung  ihrer 
Zwecke  angehalten  werden,  bei  jeder  trifft  somit  Rosins 
Merkmal  zu.  Andererseits  hat  die  Kirche,  die  in  vielen 
Landesgesetzen  ausdrücklich  als  öffentliche  Körperschaft 
anerkannt  ist,  im  heutigen  Recht  in  ihren  eigenen  An- 
gelegenheiten volle  Freiheit.  Rosin  gesteht  ihr  daher 
öffentlichen  Charakter  nur  für  die  früheren  Zeiten  zu, 
als  sie  noch  Staatseinrichtung  war  und  die  Erfüllung 
ihres  Zwecks  von  Staatswegen  veranlaßt  wurde.  Dies  ist 
aber  unrichtig.  Das  Pehlen  der  Zweckerfüllungspflicht 
erklärt  sich  daraus,  daß  der  Staat  das  Vertrauen  zu 
der  Kirche  hat,  sie  werde  die  ihr  übertragenen  Aufga- 
ben, nämlich  die  sittliche  und  moralische  Erziehung  der 
Menschen,  auch  ohne  Zwang  erfüllen.    Der  Staat  sieht 
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also  von  einer  Aufsicht  ab,  nicht  weil  er  die  Kirche  und 
ihre  Aufgabe  mißachtet,  sondern  weil  er  sie  hochachtet; 
hierin  liegt  kein  Beweis  gegen,  sondern  grade  für  den 
öffentlichen  Charakter  der  Kirche  (Schuler  S.  35). 

Eine  verbreitete  Meinung  nennt  die  mit  öffentlicher 
Gewalt  ausgestalteten  Körperschaften  öffentlich.  Als  o- 
brigkeitliche  Gewalt  erscheint  besonders  Autonomie  und 
selbständige  Jurisdiktion  Allerdings  finden  wir  bei  vielen 
öffentlichen  Körperschaften  Autonomie  und  Jurisdiktion 
und  vermissen  sie  bei  den  meisten  Privatvereinen.  Die 
Ausnahmen  beweisen  aber,  daß  es  sich  nicht  um  ein 
begriffswesentliches  Merkmal  handelt.  Die  Verleihung 
obrigkeitlicher  Gewalt  bezeugt  nur  die  besondere  staat- 
liche Wertschätzung  der  Körperschaftszwecke. 

Die  „Einfügung  in  den  staatlichen  Organismus",  die 
vielfach  als  Unterscheidungsmerkmal  bezeichnet  wird, 
enthält  einen  richtigen  Grundgedanken,  ist  aber  etwas 
unklar.  Das  die  Organteile  einigende  Band  ist  der  ge- 
meinsame Zweck. 

Der  Zweck  der  juristischen  Person  allein  kann  aller- 
dings nicht  entscheiden,  dies  ergibt  sich  schon  aus  §  41 
BGB.,  der  politische  Vereine  als  privatrechtliche  Ge- 
bilde ansieht.  Die  §§21  ff.  BGB.  beziehen  sich  grund- 
sätzlich auf  alle  Vereine,  ohne  Unterschied  ihrer  Zwecke; 
der  Verein  als  solcher  steht  im  Gegensatz  zur  juristi- 
schen Person  des  öffentlichen  Rechts. 

Auch  das  umgekehrie  Merkmal,  nämlich  das  Inter- 
esse, welches  die  betreffende  Körperschaft  oder  Anstalt 
für  den  Staat  hat,  und  die  besondere  Fürsorge,  die  sie 
von  seiner  Seite  genießt  (vgl.  Dernburg  I  §  65  III,  1), 
ist  nicht  maßgebend,  denn  hiernach  müßten  z.  B.  die 
Kriegervereine  juristische  Personen  des  öffentlichen 
Rechts  sein,  ebenso  die  Vereine  für  innere  Mission.  Es 
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gibt  eine  große  Zahl  von  gemeinnützigen,  öffentlichen 
Zwecken  dienenden  Vereinen  und  Anstalten,  die  keines- 
wegs zu  juristischen  Personen  des  öffentlichen  Rechts 
erhoben  sind.  Gemeinnützige  Zwecke  können  nicht  nur 
durch  Eingriff  des  Staates,  sondern  auch  durch  freie 
Privattätigkeit  erfüllt  werden  (Schuler  S.  46). 

Entscheidend  ist  vielmehr,  ob  die  Körperschaft  von 
der  Rechtsordnung  als  der  Erfüllung  öffentlicher  Zwecke 
dienend  anerkannt  ist  Die  Art  und  Weise,  wie  diese 
Anerkennung  im  einzelnen  erfolgt,  ist  verschieden,  ein 
einzelnes  ausschlaggebendes  Merkmal  gibt  es  nicht,  es 
ist  vielmehr  die  ganze  gesetzliche  Regelung  zu  berück- 
sichtigen (Qierke,  Genossenschaftstheorie  S.  166,  Schu- 
ler S.  47).  Das  Allgemeine  Landrecht  stellt  z.  B.  den 
gewöhnlichen  Korporationen  eine  besondere  Korporations- 
gruppe als  spezifisch  öffentlich-rechtlich  gegenüber,  näm- 
lich diejenigen  Korporationen,  deren  Beamte  vom  König 
die  rechtliche  Stellung  der  unmittelbaren  (Königlichen) 
oder  der  mittelbaren  Staatsbeamten  erhalten  haben  (All- 
gemeines Landrecht  II,  10  §  69,  II  20  §  365,  II  12  §  73). 
Hierdurch  brachte  der  Staat  zum  Ausdruck,  daß  er  die 
Zwecke  der  Korporation  als  mit  in  den  Rahmen  der 
Staatszwecke  fallend  anerkenne.  Die  Ausrüstung  mit 
obrigkeitlichen  Zwangsbefugnissen  ist  für  die  Beamten- 
eigenschaft nicht  wesentlich  (Instruktion  vom  30.  Mai 
1820  §  57;  Hubrich,  Archiv  für  bürgerl.  Recht  Bd.  33 
S.  36;  Hubrich  in  Gruchot  Bd.  62  S.  20).  Ueberhaupt 
braucht  es  sich  bei  der  Staatsverwaltung  nicht  um  die 
Ausübung  von  Hoheitsrechten  zu  handeln.  Der  Staat 
ist  kraft  seiner  Souveränität  allmächtig  und  kann  durch 
seine  Gesetzgebung  bestimmen,  welche  Rechte  er  aus- 
üben will.  Die  Art  des  Zweckes  und  der  ihm  zu  gründe 
liegenden  Aufgaben  ist  daher  an  sich  für  das  Vorhan- 
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densein  einer  öffentlich-rechtlichen  Anstalt  gleichgültig, 
sie  kann  auch  Bankgeschäfte  mittels  Abschlusses  von 
Privatverträgen  betreiben,  wie  es  bei  der  Preußischen 
Bank  und  der  Reichsbank  der  Fall  ist  (vgl.  Beutler 
S.  77  ff.). 

Die  Unterscheidung  in  private  und  öffentliche  juri- 
stische Personen  ist  wichtig,  weil  auf  letztere  die  Son- 
derbestimmungen des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  an  sich 
keine  Anwendung  finden  (BGB.  §  8),  ihre  Entstehung 
und  Organisation  sich  vielmehr  nach  dem  einschlägigen 
öffentlichen  Recht  bestimmt.  Im  übrigen  ist  natürlich 
die  Rechtspflege  nicht  die,  daß  für  Personen  des  Privat- 
rechts nur  privates,  für  solche  des  öffentlichen  Rechts 
nur  öffentliches  Recht  gilt.  Ebenso  wie  der  Mensch 
nicht  nur  Privatrechtssubjekt  ist,  sondern  auch  öffent- 
liche Rechte  und  Pflichten  hat,  so  sind  auch  die  juristi- 
schen Personen  des  öffentlichen  Rechts,  wenn  sie  sich 
auf  privatem  Gebiete  betätigen,  für  ihren  vermögens- 
rechtlichen Verkehr  grundsätzlich  den  Vorschriften  des 
BGB.  unterworfen.  Die  einmal  gebildete  öffentliche  An- 
stalt ist  ohne  weiteres  von  ihrer  Entstehung  an  auch 
auf  privatem  Gebiete  rechtsfähig,  ohne  daß  es  hierzu 
eines  besonderen  Anerkennungsaktes  bedurfte.  Die  Tat- 
sache, daß  auf  sie  Bestimmungen  des  bürgerlichen  Rechts 
Anwendung  finden  können,  macht  sie  aber  nicht  inso- 
weit zu  einer  Person  des  Privatrechts,  vielmehr  bleibt 
sie  eine  juristische  Person  des  öffentlichen  Rechts. 

Bevor  man  erkant  hatte,  daß  es  sich  hier  um  ver- 
schiedene Eigenschaften  derselben  Person  handelt,  war 
man  gezwungen,  die  juristischen  Personen  in  zwei  selb- 
ständige Teile  zu  zerlegen,  je  nachdem  es  sich  bei  ihnen 
um  Ausübung  öffentlicher  Gewalt  oder  um  Vermögens- 
beziehungen handelte.  Aus  dem  Staate  machte  man  so 
zwei  juristische  Personen:   Die  eine,  die  Staatsgesell- 
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schaft  mit  ihren  Majestäts-  und  Hoheitsrechten,  bestimmt 
die  öffentliche  Gewalt  zu  tragen  und  daher  juristische 
Person  des  öffentlichen  Rechts,  die  andere  die  dazuge- 
hörige Erwerbsgesellschaft,  des  Fiskus,  eine  juristische 
Person  des  Privatrechts.  Ebenso  konstruierte  man  einen 
Fiskus  der  Gemeinden  und  gab  auch  den  öffentlichen 
Krankenhäusern  und  sonstigen  gemeinnützigen  Anstalten 
eine  privatrechtliche  Stiftungspersönlichkeit  bei  (Mayer 
II  584,  85).  Die  neuere  Zeit  hat  diese  gekünstelte  Auf- 
fassung überwunden  und  überall  die  einheitliche  juristische 
Person  des  öffentlichen  Rechts  hergestellt,  der  die  Anstalt 
(das  Unternehmen)  und  dafür  bestimmte  Vermögen 
gleichmäßig  gehört. 

Auch  die  Nutzung  der  Anstalt  erfolgt  gewöhnlich 
nach  den  Grundsätzen  des  öffentlichen  Rechts.  Es  gibt 
aber  auch  Anstalten,  die  privatrechtlich  genutzt  werden. 
Die  letztere  Art  der  Nutzung  greift  dann  Platz,  wenn  der 
Staat  mit  seinen  Lebensäußerungen  so  in  den  privat- 
wirtschaftlichen Verkehr  eintritt,  wie  es  ein  einzelner 
auch  tun  würde.  Dies  ist  bei  der  Reichsbank  der  Fall. 
Sieht  man  in  ihr  eine  öffentliche  Anstalt,  so  wird  sie 
ebenso  wie  Post  und  Eisenbahn  nicht  öffentlich-rechtlich, 
sondern  privatrechtlich  genutzt. 


Lebenslauf. 


Ich,  Werner  Schmidt,  bin  geboren  am  31.  Juli  1882  in 
Tecklenburg  (Westf.)  und  kath.  Religion.  Im  Herbst  1904  ver- 
ließ ich  das  Gymnasium  zu  Mülheim  (Ruhr)  mit  dem  Zeugnis 
der  Reife  und  studierte  die  Rechte.  Im  Jahre  1908  bestand 
ich  zu  Hamm  (Westf.)  die  erste  juristische  Prüfung,  durchlief 
die  Vorbereitungszeit  für  die  große  Staatsprüfung  und  trat  im 
Jahre  1914  in  den  Kriegsdienst.  Am  2.  November  1918  bestand 
ich  in  Greifswald  die  mündliche  Doktorprüfung. 


